
mission ausgewählten Bewerber soll mindestens 50 Pro­
zent, der Anteil der weiblichen Studierenden möglichst 
30 Prozent an jeder Fakultät (bzw. Fachrichtung) be­
tragen.

•

Die Arbeiter- und Bauernfakultäten in der 8BZ haben 
den Zweck, den Jugendlichen, die eine Oberschule nicht 
besuchen konnten, in dreijähriger Ausbildung die Hoch­
schulreife und damit die Möglichkeit zum Studium zu 
geben. Die Arbeiter- und Bauernfakultäten sind eine 
staatliche Einrichtung, die aus öffentlichen Mitteln un­
terhalten wird. Unter Verletzung des Grundrechts auf 
gleiche Ausbildung werden an den Arbeiter- und Bauern­
fakultäten nur Arbeiter, Bauern, OdF und deren Kinder 
— und auch diese nur auf Vorschlag einer Betriebsgewerk­
schaftsleitung oder einer kommunistischen Massen­
organisation — zugelassen. Die Jugendlichen, denen aus 
politischen Gründen die Zulassung zur Oberschule ver­
wehrt wurde, können also von dieser Möglichkeit, die 
Hochschulreife doch noch zu erlangen, keinen Ge­
brauch machen, es sei denn, daß sie in der Zwischen­
zeit als Arbeiter tätig gewesen sind und sich aktiv poli­
tisch im Sinne des Regimes gezeigt haben.
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n.
Aufnahmebedingungen 

1. Aufgenommen werden Arbeiter und Bauern, OdF und 
deren Kinder, ln der Regel lm Alter von 18 bis 
35 Jahren*). Für die Aufnahme ln die Arbeiter- und 
Bauemfakultät gelten

A. als Arbeiter:
a) Personen, die nach Abschluß der Grundschule 

(Volksschule) als Arbeiter tätig waren oder 
sind,

b) Kinder der unter a) genannten Personen:
B. als Bauern:

a) Personen, deren nutzbares Grundeigentum 
10 ha bei gutem und 15 ha bei schlechtem Boden 
nicht übersteigt. Die Hektarbegrenzung gilt 
nicht ln Fällen der Zuteilung des Bodens durch 
die Bodenreform.

b) Kinder der unter a) genannten Personen.

*) Lt. Verfügung des Ministeriums vom 13. Juli 1950 auf 17 Jahre 
herabgesetzt.

m .
Aufnahmeverfahren 

1. Die Vorschläge erfolgen durch die Gewerkschafts­
leitung der Betriebe, durch die VdgB und FDJ. Die 
Vorschläge der Organisationen sind an das zuständige 
Volksbildungsamt zu richten, das sie mit der ein­
gehenden Stellungnahme der Kreiskommission an den 
Studentendekan der für das Wohngebiet zuständigen 
Universität oder Hochschule weiterleitet. Selbst­
bewerber stellen ihre Anträge mit Befürwortung einer 
der obengenannten Organisationen, gleichfalls bei den 
Volksbildungsämtem.

Ministerium für Volksbildung 
gez. Wandel


